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Im Namen d es De ut schon Volkes 
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In der Strafsache gegenden Kaufmann El | 
iN Kehl, z.Zt. .. in Untersuchungshaft im Gericht sgefängn in i n  Offenburg, 
wegen S i t t l  tChkeitsverbrechens, . ' . 

hat das Reichsgericht, 1 .  Strafsenat, i n  der Sitzung vom. 
9. FebrUar 1937, aN der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senátspräsident Dr.  Freíesleben, 
d i e  Reichsgerichtsräte. Raestrup, D r ;  Z ieg le r ,  Flor,  
er. Teu,J'je1 , 

als Beamter der  Staatsanwaltschaft : 
der ReichsanWalt er; Sehne idewin, 

als Urkunds Beamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Gürtel , 

auf d i e  ReviSion der Staatsanwalts chaft nach mündel scher Verhaftd.= 
lung für Recht erkannt .° . ` 

Das Urtei l  des Landgerichts i n  O j' f e n b u r e vom 23. Juli' 
1936 w i r d  nebst Wien ihm: au Grunde 1 legenden Feststell unten au.†gehobe.n; 
d i e  Sache w i rd  zu neuer Verhandlung und .8'ntseheid'ung an d i e  Vorinstanz 
zur-ückverwiesen. . . ` ` 

s 

Von Recht s wegen . 
On-Wide, 

Hai 

Das Laådaertcht hat deN Angeklagten wegeri Verbrechens gegen § 176 
er., 3 sie8-'= verurtei l t  , d i e  st'†~atva››-ecnrı.†: im §* 5 Abs. 2 eıwzsCne. 
aber für nicht anwendbar erachtet. Gegen d i e  Ntchtatuvendmg dieser Vor= 
Schrift richtet sich Ãte Revision der Staatsanwaltschaft. Sie  i s t  be= 

gründet... § ı r 

ıàacåı dem Inhalt des angefochtenen Ur t e i l s  hat der  Angeklagte im 
und J'uni 1956 mehrfach e i n  elf jähriges Mädchen auf den  Schoß Genom= 
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men und unter beíschlafsähnl wichen BewegUngen an sich gedrückt, bis er 
Samenerguß hatte; in zwei Fällen hat er dabei seinen Gesehlechtsteil 
aus der Hose genommen und in einem dieser Falle hat er dem MädChen die 
Hose heruntergestreåft und sein entblößtes Glied an den nackten Hintern 
des Kindes gedrückt. . 

.Bei diesem Sachverhalt ist Verurteilung des Angeklagten, dem 
das Alter des Kindes bekannt war, wegen Verbrechens gegen § 176 Nr. .5 
StGB. rechtlich einwandfrei. Entgegen der Meinung des Landger tchfis kann 
aber die Tat des Angeklagten zugleich ein Verbrechen gegen § 5 Abs. 2 
des Blutschumzgesetzes darstellen. 

.Das Landgericht neigt selbst dazu, die Handlungen des Angeklagten 
nach ihrem äußeren Sachverhalt als ein Vergehen - richtig? Verbrechen - 
gegen das Blutschutzgesetz anzusehen, da Geschlechts verkehr auch den 
,unnatürlichen Verkehr" in sich schließe. Dtee ist in Ubereinst Firmung 
mit dem Beschluß des Großen Senats für Strafsachen Rest. er, 70 s. 575 
durchaus zutreffend. Nach dieser .Entsehe dung umfaßt der Beertflf Ge: 
schlechtsverkehr zwar nicht jede unzüchtige Handlung, er ist aber auch 
nicht auf den Beischlaf beschränkt; er umfaßt vielmehr den gesamten na= 
türl sehen und naturwídrigen Geschleehtsverkehr, also außer dem Beisehlqf 
auch alle geschlechtlichen Betätigungen mit einem Angehörigen des an= 
deren Geschlechts, die nach der Art ihrer Vornahme best nimmt sind, an 
Stelle des ee±.e'ch1 a.ts der Befriedigung des Gesehleehtstriebe mindestens 
des einen Teiles zu dtenen. 

Daß es siCh .für den Angeklagten um einen solchen .Beisehlafsersatz 
handelte, kann nach der Saehdarstellung des Landgerichts nicht zwetfel= 
haft sein. .Er hat in jedem einzelnen .Falle seinen Gesehlechtstrieb durch 
die Art seiner Betätigung befriedigen wollen, übrigens auch befriedigt. 
Hätte er diese Handlungen mit einer .Erwachsenen vorgenommen, dann wäre 
kein ZWeifel möglich, daß es sich um einen Geschlechts verkehr im Sinne 
des § 5' Abe. 2 Blutschutzgeeetzes handelt, Zu prüfen bleibt demnach nur, 
ob seine Anwendung ausgeschlossen tet, weil der andere Teil ein eLf= 
jähriges Kind war. .Diese Frage ist zu uerneinen. n 

Uherheblteh ist es zunächst, daß das Kind noch nicht geschlechts= 
reif' war. Nach den«vorechrLften des Strofgeeetzbuchs hindert dieser 
Umstand nicht die Verwirklichung von Straftat beständen, bei denen die 
Vollziehung des Beischlafs zu den Tat bestandsmerkmal en gehört; vgl, 
§§ 173, 177, 182 sass. Das entspricht ständiger Rechzepı-e(›hmg.« Daß 
die Sachlage nach der Strafvorschrift im § 5 Abs.2 des Blutechutzgesetees 
anders zu beurteilen wäre, muß als ausgeschlossen erachtet werden,mo0 
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auch in erster Reihe im 5 2 des Gesetzes an den Verkehr zwischen ge= 
schlechtsreifen .Personen gedacht worden sein. In der angezogenen Ent= 
Scheidung des Großen Senats für .StrafsaChen tot ausdrücklich ausgespro= 
Chen, es sei nach dem Sinn und Zweck des Blutschutzgesetzee ohne Be= 
lang, ob im einzelnen .Falle nach der .Persönl ichkeit der Beteiligten die 
Erzielung von Nhchkcmmenschqft aus der verbotenen .Ehe oder dem außer= 
ehelichen Geschl echtsverkehr unmögl ich sei; auch solche Fälle wurden 
von der Stnafbest tmmung erfaßt. .Ee kann demnach keinem Zweifel Unterl de= 
ein. daß der Angeklagte die Straftat des § 5 Als. 2 Blutsehutzë; Sei-- 
wtrklicht- hätte, wenn er den BeisChlqf mit dem ezjuährfqen Mädchen ü011= 
zogen hätte. Dadurch hätte er steh gegen die Rosseretnhe tt . wie gegeN 
die Rosse nehre des deutschen Volkes vergangen; .Dem Stände nicht enge= 
gen, daß das Vädcnen infolge seines jugendl chen Alters noch kein Vor= 
standorts für das Wesen der Handlung gehabt hätte' die der Angeklagte 
mit der VOllziehung des BetsehlafS vorgenommen hätte. Von einer solchen 
.Erkenntnis wäre die Strafbarkeit des Täters selbst in den .Fallen der 
§§ 173, 182' Sies. - vom § 177 Sies; ganz abgesehen - nicht abhängig, und 
es ist kein Grund abzusehen, weshalb das Blutsehutzgesetz, 'das dem . . 

Schutz der Bassereinheit und der Rassenehre des deutschen Volkes 1tn 
weitesten Umfange dient, in dieser Beziehung strengere Anforderungen 
stellen sollte. . . 

Wenn aber hiernach die Möglichkeit besteht, daß der Angeklagte sich 
der .Straftat des § 5' Abs. 2 B1UtsehutzG„ dann schuldig gemacht hätte, ' 
wenn er den Beisehlaf mit dem eljdährtgen .uaeCäen` vclleogen hätte, so; 
kann grundsätzl ich die Vernahme von Beíscnlafåašrsatshandlungen nicht 
anders beurteilt' werden; . . ı . ı . ' ı ı . . 

.Die Gruñåe, mit denen das Landgericht trotz seiner Ansicht zu dem 
.äußeren Sachverhalt" zu einer rerneinune des §~5' Abs. 2 .BlutschutzG. 
gelangt, sind- rechtlich nicht haltbar. . 

Verfehlt. ist zunächst die Darlegung des Urteils, es bestehe kein 
praktisches Bedürfnis dqfiür, daß eine Tat gleichzeitig als 0hzuchtsver= 
'brechen und als Verbrechen gegen. das Blutsehutzgesete bestraft werde 
f um.s. 3 ). .Damit hat das Landgericht ganz qfifenbar verkannt, daß das 
Blutschutzgesetz,lwie schon der Name des Gesetzes und 'sein Vorspruch 
zeigen, dem Schutz der RaSsereinheit und der Hasser ehre des deátschen 
Fblkes dient, und daß es aus diesem Grunde unter anderem den außerehe= 
liehen GesChlechtSverkehr'zwischen Juden und Staatsangehörigen deutschen 
oder artverwandten Blutes verbietet. .Dagegen ist das Blutschutzgesets 
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nicht dazu best immt, den einzelnen deutschen Volksgenossen in seiner 
Ehre, insbesondere seiner Geschlecht sehre und seiner persönlichen .Rassen 
ehre, zu schützen. .Eine Gesetzesetnheit - Aufzehrung -, an die das Land= 
gericht möglicherweise gedacht hat, kommt demnach wegen der Verschieden= 
hebt der Ziele und der geschützten Reehtsgüter von vornherein nicht in 
Betracht, und ebensowenig kann davon die Rede sein, daß die Vorschrift 
im § 5' Abs. 2 .BlutschutzG. nur hilfsweise anzuwenden. wäre, wenn sonst 
kein Sirafpesete verletzt ~äre. Es liegt vielmehr gegebenenfalls Tat: 
einheit vor. .Das kann im einzelnen Fälle je nach den UMständen auch 
von praktischer Bedeutung sein. .Denn es ist rechtlich denkbar und tat= 
sächlich möglich, daß der in einer Straftat liegende Angriff auf das 
durch das Blutschutzgesetz geschützte Rechtsgut schwerer wiegt als der 
gleichzeitig vorliegende Angriff auf andere Rechtsgüter. .Die Strofvor= 
Schriften, die im vorliegenden .Fall in .Frage stehen, sind auch keines: 
Wegs gleichwertig; die Höchstetraje im § J 76' Nr. 3 Sies. ist lO Jahre 
Zuchthaus, während nach .§ 5' Abs„ 2 .BlutschutzG„ eine HöChststrafe von 
15 Jahren ZuchthaUs vorgesehen ist. Die Strafe ist in solchen Fällen 
der Vorschrift des Blutschutzgesetzes zu entnehmen, 

Unklar ist weiter, was das Landgericht mit seinen Ausführungen 
meint, das Blutschutzgesetz wolle und solle nur solche Fälle treffen, 
bei denen es sich um rasseverräterisehe Verhältnisse handele; sein Zweck 
sei gerade, solche rasseverräterísche Verhältnisse zu beendigen und das 
.Entstehen neuer rasseverräteríscher Verhältnisse zu verhindern Was das 
Landgericht mit dem Ausdruck ııVerhältnisse" treu/en will, legt es nicht 
näher dar„ Sollte es damit gemeint haben, es müsse eine gewisse Dauer 
von Beziehungen der beiden beteiligten Personen gegeben sein, so wäre 
das rechts irrig. ES besteht nicht der geringste Zweifel, daß z B .  schon 
eine einzige BetSdhlafsvollztehuNg den Tatbestand des §' 5' A b s = 2  er= 
füllt, und daß es dabei auch nicht darauf ankommt, ob die Beteiligten 
einander vorher Uberhaupt schon begegnet sind oder ob síesich nie ıvie= 
der sehen wollen. Die Vorschrift im § 5' Abs. 2 Blutschutzê. trLfift= viel: 
mehr ,jede .Handlung 'des-Hannes, durch die der Beartflf des onßerehel iehen 
Gesehleehtsverkehrs im einzelnen Falle verwirklicht wird. 

.Die Ausführungen des Landgerichts werden nicht klarer durch die 
dem vorstehend 'erörterten Satz unmittelbar angefügte Dorlegung:0-ntcht 
unter das Blutschutzgesetz•†allen aber die Uneuchtsverbreehen, bei de= 
neu also der.eíne .Teil, im Gegensatz zu den rasseverräteríschen Verhält= 
nissen, die unter das Blutsehutzgesete ,fallen, mit dem geschlechtlichen 
Mißbrauch nicht einverstanden ist;@Rechtsírrtg ist zunächst schon d ie 
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hier zum Ausdruck kommende Heínung des Landgerichts, bei ıı0hzuehtever= 
brechen' sei enfordenl ich ( ııalso" ) ,  daß der von dem nHLßbrauch* be: 
trqfifene Teil nicht einverstanden sei. Das zrμfift zwar in den Fällen 
8.8. der §39 176 Nr. 1, 177 sms.. zu, aber keineswegs z.B. in deN Fällen 
der §§ 173 Abs. 1, 174, 175 a Nr. 2. 3, 4. 176 Nr. 3, 182; bei meh= 
reuen von ihnen gehört das .Einverständnis sogar zu den .Tatbestandser= 
fordernissen. Andererseits kann ein onßerehel scher Verkehr auch statt= 
.finden, ohne ' daß ein .Einverständnis der anderen .Person vorliegt, minn 
destens in dem sinne, do sie, wie schon oben bemerkt, nicht erkühnt 
zu haben braucht, um was es sich für den Täter hondeka. Die Abgrenzung 
zwischen. ,Uhsuchtverbrechen' und der Straftat noch ß' 5' Abs.2 .81utsehutz6. 
unter dem Ges ichtspunkte des .Einverständnisses ist somit im Urteil 
falsch begründet. . . 

Nur so weit ist für die Anwendung der §§ 2|› und 5' Abs.2 Blutsefiuteö; 
mit Rücksicht auf den Beerttf I Verkehr zwischen. . .." als erforderlich 
anzusehen, daß es sich nicht um rein einseitige Verfehlungen geschleeht= 
licher Natur handeln darf ( so auch .RGst. a„a„O.J. Es ist deshalb na: - 
tig, daß der andere Teil wenigstens äußerlich bei der geschlechtltehen 
Betätigung, sei es handelnd, sei es duldend, mitwirkt. Ein solches mit: 
wirken des elj7ähr1gen Mädchens wird aber hier, bei der Häufung der 
Fälle in Verhältnismäßig kurzer Zeit, in Zweifel vorliegen. " 

, Hiernach ist das angefochtene Ürtetl, in Übereinstimmung Not dem 
Antrag des Oberreichsanwalts, aufzuheben- In der neuen Verhandlung wird 
das Landgericht den Sachverhalt unter Berücksichtigung der Vorstehenden 
Reentsausführungen erneut zu ermltteln'und zu würdigen hoben. ES be= 
steht .†einer Anlaß, darauf hinzuweisen, daß ein Strqfurteil den Saeh= 
verhalt selbständig und lückenlos darzustellen hat; § 267 StPO, Die en. 
der Sachdorstellung im angefochtenen ürtetl, das lediglich den Eräfif= 
nungsbeschluß und ein Geständnis des Angeklagten wiedergibt, ist nicht 
zu empfehlen„ 
geh, .Dr. Freíesleben„ 
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l Dr.. Ziegler. 
al er; Dr. Teuffel . 
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